
Hammer für die Wirtschaftskammer
Vernichtend Mit 82,4 Prozent Nein-Stimmen hat das Stimmvolk in Liechtenstein der Initiative «Familie und Beruf» der Wirt-
schaftskammer eine klare Abfuhr erteilt. Die FBP mit Gesellschaftsminister Pedrazzini hat bereits einen neuen Vorschlag am Start. 

VON DORIS QUADERER

Am deutlichsten abgelehnt wurde 
die Vorlage in Triesenberg mit 82.9 
Prozent Nein-Stimmen. Der Vorlage 
am ehesten gewogen waren die Va-
duzer, aber auch da betrug der Nein-
Stimmenanteil noch 76.3 Prozent. 
So klar und deutlich ist in den letz-
ten zehn Jahren keine Abstimmung 
ausgegangen. Dennoch sieht sich die 
Wirtschaftskammer, welche die Ini-
tiative lanciert hat, nicht als Verlie-
rerin: «Mit der Initiative wollten die 
Initianten, wie mehrfach erwähnt, 
einen ersten Schritt zur Vereinbar-
keit von Familie und Beruf machen.» 
Nun habe die Wirtschaftskammer 
immerhin erreicht, dass dieses An-
liegen endlich breit diskutiert und 
thematisiert wird. Nun seien Regie-
rung, Landtag und Parteien gefor-
dert, diese gesellschaftspolitische 
Debatte zu führen und diese Heraus-
forderung kreativ und innovativ wei-
ter anzutreiben. Die Wirtschafts-
kammer werde sich dieser Thematik 
nicht verschliessen, hiess es in einer 
Aussendung. 

FBP reagiert prompt
Die FBP will die Diskussion nicht ru-
hen lassen, sondern hat in Absprache 
mit dem FBP-Gesellschaftsminister 
Pedrazzini bereits kurz nach der Be-
kanntgabe des Abstimmungsergeb-
nisses einen neuen Vorschlag einge-
bracht. Das Kindergeld soll «auf intel-
ligente Art erhöht werden», findet 
FBP-Parteipräsident Thomas Banzer. 
Damit würden alle Familienmodelle 
gleich behandelt. Aus seiner Sicht 
wäre die FAK durchaus in der Lage, 
angesichts der jährlichen Überschüs-
se und der hohen Reserven gewisse 
Mehrkosten zu verkraften. Gesell-
schaftsminister Mauro Pedrazzini 
schlägt konkret vor, dass das Kinder-
geld generell erhöht und flexibler 
ausbezahlt werden könnte. Letzteres 
könnte heissen, dass sich Familien 

im ersten Lebensjahr des Kindes ein 
höheres Kindergeld auszahlen lassen 
könnten. Durch einen solchen Zu-
stupf zum Haushaltseinkommen 
könnte es Familien ermöglicht wer-
den, im ersten Lebensjahr des Kindes 
selbst zu entscheiden, wie und in 
welchem Pensum sich die Eltern im 
Erwerbsleben betätigen wollen und 
auch welche Art einer allfälligen 
Fremdbetreuung gewählt werden 
soll. Insgesamt hielt Mauro Pedrazzi-
ni in einer Stellungnahme nach dem 
Abstimmungsergebnis fest: «Die en-
gagierten Diskussionen sowohl im 
Rahmen der Vernehmlassung der Re-
gierungsvorlage als auch im Vorfeld 
dieser Volksabstimmung haben uns 
gezeigt, dass offenbar ein grosses Be-
dürfnis für eine breite Diskussion fa-

milienpolitischer Fragestellungen 
besteht.» Er stellte klar: «Das Minis-
terium wird diese Diskussion führen 
und entsprechende Vorstösse ma-
chen.» In Bezug auf die Krankentag-
geldversicherung stellte Mauro Pe-
drazzini eine separate Arbeitsgruppe 
zum Thema in Aussicht.  

VU zurückhaltend – FL bedauert
Das deutliche Nein zeige klar auf, 
dass in der Familienpolitik dringen-
der Handlungsbedarf gegeben sei, 
konstatierte VU-Präsident Günther 
Fritz in einer Stellungnahme. Dabei 
gehe es nicht nur um Massnahmen 
zur Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, sondern eben 
auch um die gleichwertige Gewich-
tung aller Familienmodelle. Die VU 

werde an diesem Thema konsequent 
dranbleiben, versprach er. 
Die Freie Liste bedauerte das Abstim-
mungsergebnis. Damit seien beide 
Themen weiter keiner Lösung zuge-
führt worden, die Gegner der Initiati-
ve stünden nun in der Pflicht, schrieb 
der FL-Abgeordnete Wolfgang Mar-
xer in einer Mitteilung. Für ihn ist 
das Abstimmungsergebnis in seiner 
Deutlichkeit zumindest für den Mo-
ment eine Absage an jegliche Form 
der finanziellen Förderung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf. In-
sofern seien auch die Gesellschaft, in 
der heute schon über die Hälfte der 
Haushalte Familienarbeit und Be-
rufsalltag unter einen Hut zu bringen 
hätten, sowie der Wirtschaftsstand-
ort die Verlierer dieser Abstimmung.

Stimmvolk sagt «Nein» zu «Familie und Beruf»
Abstimmungsergebnisse in Prozent
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Aus dem Abstimmungsprotokoll
 Stimmberechtigte 19 765 
 Brieflich abgegebene Stimmkarten 11 759
 Persönlich an der Urne abgegebene Stimmkarten  536
 Total der gültigen Stimmen 11 926
 Stimmbeteiligung  62,2 Prozent



Schwerpunkt Abstimmung über die Initiative «Familie und Beru

Jürgen Nigg: «Wir sehen 
uns nicht als Verlierer» 
Schock Statt triumphierendem Jubel gab es lange Gesichter bei den Mitgliedern der Wirt-
schaftskammer. Eine derartige Abfuhr der Initiative «Familie und Beruf» hatte niemand erwartet.

VON SILVIA BÖHLER

«Wir rechnen mit 
einem knappen 
Ergebnis», hiess 
es noch eini-

ge Tage vor der Abstimmung sei-
tens der Wirtschaftskammer. Doch 
schnell war am gestrigen Wahlsonn-
tag klar, in welche Richtung der 
Entscheid  der Bevölkerung ging. 
Mit jeder ausgezählten Gemeinde 
passte sich die Stimmung des Initi-
ativkomitees mehr und mehr dem 
trüben Wetter des Wahlsonntags an. 
Schliesslich sprachen sich über 82 
Prozent der Stimmbürger gegen die 
Initiative «Familie und Beruf» aus. 
Isabell Schädler, stellvertretende 
Geschäftsführerin der Wirtschafts-
kammer, versuchte die hohe Ableh-
nung wie folgt zu erklären: «Es hat 
sich bereits im Vorfeld gezeigt, dass 
nur über die verschiedenen Fami-
lienmodelle und nicht über die In-
halte der Initiative diskutiert wur-
de.» Doch mit einer derart heftigen 
Abfuhr hatte im Initiativkomitee 
niemand gerechnet. Jürgen Nigg, Ge-
schäftsführer der Wirtschaftskam-
mer: «Wir hatten innerhalb von drei 
Wochen die notwendige Anzahl von 
Unterschriften für die Initiative zu-
sammen und während der gesamten 
Unterschriftensammlung gab es kei-
nen einzigen ablehnenden Leserbrief 
dazu. Erst als sich die Abgeordneten 
des Landtags für eine Volksabstim-
mung ausgesprochen haben, hagelte 
es Leserbriefe.» 

Kita-Finanzierung klar abgelehnt

Jürgen Nigg begründet das klare 
Nein der Stimmbürger mit deren Ab-

lehnung zur Kita-Finanzierung: «Die 
Kita-Finanzierung haben wir eins zu 
eins von der Regierung übernom-
men. In allen Zeitungen, Leserbrie-
fen und Social Media-Kanälen wurde 
nur darüber debattiert. Die Finan-
zierung wurde von der Bevölkerung 
ganz klar abgelehnt.» Das grösste 
Anliegen der Wirtschaftskammer, 
nämlich die Verlagerung des Mutter-
schaftstaggeldes von der Kranken-
kasse hin zur Familienausgleichs-
kasse sei in der Bevölkerung über-
haupt nicht thematisiert worden. 
Mehr Unterstützung hätte sich das 
Initiativkomitte auch von den Partei-
en erhofft. Drei Parteien (FBP, VU 
und FL) hätten die Initiative befür-
wortet, doch keiner hätte sich ge-
traut, etwas dazu zu sagen. Auch die 
Parteimitgleider seien nicht ange-
schrieben worden. Das Resultat der 
Abstimmung zeige nun deutlich, 
dass das Volk die Förderung von Fa-
milie und Beruf nicht wünscht. Jür-
gen Nigg findet dafür klare Worte: 
«Wir haben nicht ein gesellschafts-
politische Debatte vor uns, wir ha-

ben ein gesellschaftspolitisches Pro-
blem vor uns.» Die Absicht der Initi-
ative war es, berufstätige Frauen 
und Familien zu unterstützen, des-
halb sei für die Initiative auch der 
Name «Familie und Beruf» und nicht 
«Familie als Beruf» gewählt worden. 
Jürgen Nigg: «Wir respektieren Frau-
en, die sich ausschliesslich der Fa-
milienarbeit widmen, deren Förde-
rung muss sich jedoch die Politik an-
nehmen. Unser Anliegen ist es, die 
Arbeitsplätze im Land zu besetzen 
und das oft brachliegende Potenzial 
der Frauen in die Wirtschaft holen. 
Mit dem Resultat der gestrigen Ab-
stimmung wurde dieses Anliegen 
natürlich sehr geschädigt.»
Gleichzeitig appelliert er etwas resig-
niert an die Politik: «Nun müssen Re-
gierung, Landtag und die Parteien 
agieren, wir haben es versucht.» 
Auch in Bezug auf das Mutterschafts-
taggeld will Jürgen Nigg die Spieler-
karten nun an die Politik zurückge-
ben: «Es müssen gute Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden, dass die 
Wirtschaft Arbeitsplätze attraktiv 
halten kann.»  Und Isabell Schädler 
ergänzt: «Das Problem bei der Aus-
bezahlung des Mutterschaftstaggel-
des bleibt nach der Ablehnung der 
Initiative weiterhin bestehen – die 
Betriebe tragen das Risiko. Unter-
nehmen werden sich deshalb mögli-
cherweise auch weiterhin überlegen, 
ob sie eine 23-jährige Frau oder ei-
nen 23-jährigen Mann anstellen.» 
Das Initiativkomitee will das klare 
Nein des Volkes zur Kenntnis neh-
men, aber: «Wir sehen uns nicht als 
Verlierer. Wir haben die Diskussion 
angestossen und ein Umdenken ge-
startet», ist Jürgen Nigg überzeugt.

Betretene Gesichter beim Anblick des Abstimmungsergebnisses, von links die 

Mitglieder des Initiativkomitees: Jürgen Nigg, Isabell Schädler, Arnold Matt, Hans-

Peter Tschütscher und Gunilla Marxer-Kranz. (Foto: Paul Trummer)

«Wir haben ein
 gesellschaftspolitisches 

Problem vor uns.»
JÜRGEN NIGG

GS WIRTSCHAFTSKAMMER

Reaktionen

Das Kindergeld auf 
intelligente Art erhöhen

Ich interpretiere das Ergebnis dahinge-
hend, dass weder die Wirtschaft noch 

die Kitas aus den Geldern der FAK unter-
stützt werden sollen, sondern dass diese 
Gelder zur Gänze direkt den Familien zu-
gutekommen sollen. Die FBP-Fraktion lag 
mit ihrer Ablehnung der Initiative näher 
beim Volk als die VU- Fraktion. Obwohl der 
Landesvorstand der FBP mehrheitlich die 
Ja-Parole beschlossen hat, fiel das Ja deut-
lich schwächer aus als beim VU-Parteivor-
stand. Die DU-Fraktion hat keine Parole 
beschlossen. Nun ist der Weg offen, 
grundsätzlich über die Familienpolitik 
nachzudenken. Vielleicht müssen wir damit 
anfangen, dass wir die Wünsche und Be-
dürfnisse der verschiedenen Familien in 
den Mittelpunkt stellen. Die FAK wäre 
durchaus in der Lage, angesichts der jährli-
chen Überschüsse und der hohen Reserven 
gewisse Mehrkosten zu verkraften. Ich 
schlage vor, dass das Kindergeld auf eine 
intelligente Art erhöht wird mit der Vorga-
be, dass alle Familienmodelle gleichbehan-
delt werden.

«Der Weg ist off en, 
um grundsätzlich über 

die Familienpolitik 
nachzudenken.»

THOMAS BANZER

FBP-PRÄSIDENT

«Familie als Beruf» soll 
gleichgestellt werden

Die sehr emotional geführte öffentliche 
Diskussion hat vermuten lassen, dass 

es für die Wirtschaftskammer schwierig 
werden wird, die Initiative beim Volk 
durchzubringen. Dass ein Nein jedoch so 
überdeutlich ausgefallen ist, obwohl beide 
Koalitionsparteien die Ja-Parole herausge-
geben haben, zeigt klar auf, dass in der Fa-
milienpolitik dringender Handlungsbedarf 
gegeben ist. Dabei geht es nicht nur um 
Massnahmen zur Verbesserung der Verein-
barkeit von Familie und Beruf, sondern 
eben auch um die gleichwertige Gewich-
tung aller Familienmodelle. Das heisst, die 
Politik ist nun gefordert, auch das Modell 
«Familie als Beruf» gleichwertig zu för-
dern. Die VU-Fraktion hat im November 
2014 eine Interpellation zur Familienpolitik 
eingereicht und die Landespartei hat in 
dieser Legislaturperiode zwei «Zeit für 
Liechtenstein»-Veranstaltungen zu famili-
enpolitischen  Themen durchgeführt. Die 
VU wird an diesem Thema konsequent 
dranbleiben und dieses in ihrem Wahlpro-
gramm als Schwerpunkt behandeln.

«Die VU wird das Thema
 als Schwerpunkt in

 ihrem Wahlprogramm 
behandeln.»

GÜNTHER FRITZ

VU-PRÄSIDENT

Familien und Wirtschaft 
sind die Verlierer

Wir bedauern dieses Abstimmungser-
gebnis, dennoch respektieren wir es. 

Damit wurden aber beide Themen der Ini-
tiative erneut keiner Lösung zugeführt. Be-
denklich stimmt mich: Es war ein Referen-
dum über einen befürwortenden Land-
tagsbeschluss. Und dennoch zeigte sich 
die Regierung im Abstimmungskampf zö-
gerlich mit ihrer Position, der Landtag 
nahm selbst keine aktive Rolle ein und da-
mit wurde das Feld den Gegnern der Initia-
tive überlassen. Diese verstanden es, den 
Fokus auf die Kita-Finanzierung zu legen, 
die Familienbilder gegeneinander auszu-
spielen, zu emotionalisieren und eine Neid-
Debatte zu schüren. Für mich ist das Ab-
stimmungsergebnis in seiner Deutlichkeit 
zumindest für den Moment eine Absage an 
jegliche Form der finanziellen Förderung 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Insofern sind auch die Gesellschaft, in der 
heute schon über die Hälfte der Haushalte 
Familienarbeit und Berufsalltag unter einen 
Hut bringen müssen, und der Wirtschafts-
standort Verlierer dieser Abstimmung.

«Die Gegner der Initiative 
verstanden es, eine
 Neid-Debatte zu 

schüren.»
WOLFGANG MARXER

FL-ABGEORDNETER

Das Volk hat die Initiative überaus deut-
lich abgelehnt. Damit stellt sich nun 

die Aufgabe, nach neuen Lösungen zu su-
chen, wie Fortschritte in der Familienpoli-
tik und dabei insbesondere im Bereich der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf erzielt 
werden können.
Eine Aufgabe, welche sich dem Ministeri-
um für Gesellschaft jetzt stellt, ist, die Ver-
teilung der Subventionen für Kindertages-
stätten gerechter auszugestalten. Das kla-
re Votum des Volkes ist für mich ein Hin-
weis darauf, dass aus der Familienaus-
gleichskasse weder Gelder direkt in die 
Wirtschaft noch partiell nur zu den Kinder-
tagesstätten fliessen sollen. Das Liechten-
stein Institut hat eine Nachwahlbefragung 
angekündigt. Wir werden diese analysie-
ren, um die Wünsche der Bevölkerung zu 
diesem Thema aufzunehmen.
Die FAK verfügt über sehr hohe Reserven 
und erwirtschaftet jährlich Überschüsse. 
Damit besteht grundsätzlich die Möglich-
keit, diese den Familien – unabhängig vom 
gewählten Familienmodell – zukommen zu 
lassen. Wir haben uns in den letzten Wo-
chen und Monaten mit möglichen Lösun-
gen im Bereich der Familienpolitik befasst. 
Dabei haben wir auch ein Modell geprüft, 
in dem es jungen Familien durch eine Er-
höhung des Kindergelds ermöglicht wird, 
im ersten Lebensjahr des Kindes von einer 
höheren Unterstützung zu profitieren. Al-
ternativ könnten sich die Familien im Sinne 
einer Wahlfreiheit auch für eine grundsätz-
liche Erhöhung des Kindergeldes über die 
ganze Bezugsdauer entscheiden. In Sum-
me soll die Unterstützung für die beiden 
Wahlmöglichkeiten jedoch gleich hoch 
sein. Durch einen solchen Zustupf zum 
Haushaltseinkommen soll es der Familie 
ermöglicht werden,  im ersten Lebensjahr 
des Kindes selbst zu entscheiden, wie und 

in welchem Pensum sich die Eltern im Er-
werbsleben betätigen wollen und auch 
welche Art einer allfälligen Fremdbetreu-
ung gewählt werden soll. Finanziert wer-
den soll diese Erhöhung des Kindergelds 
durch die Überschüsse der FAK sowie über 
einen kontrollierten Reservenabbau über 
die nächsten Jahrzehnte.
Die engagierten Diskussionen sowohl im 
Rahmen der Vernehmlassung der Regie-
rungsvorlage als auch im Vorfeld dieser 
Volksabstimmung haben uns gezeigt, 
dass offenbar ein grosses Bedürfnis für 
eine breite Diskussion familienpolitischer 
Fragestellungen besteht. Das Ministerium 
für Gesellschaft wird diese Diskussion 
führen und entsprechende Vorstösse ma-
chen. Gleichzeitig bleiben diverse Proble-
me aber ungelöst. Im Bereich der Kran-
kentaggeldversicherung und im Bereich 
der besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ist es nach Ansicht des Ministe-
riums nun angezeigt, qualifizierte Arbeits-
gruppen separat mit den beiden Themen-
feldern zu befassen.

«Junge Familien könnten 
durch eine Erhöhung

 des Kindergeldes 
profi tieren.»

MAURO PEDRAZZINI

GESELLSCHAFTSMINISTER

Neue Lösungen sind gefragt: Familien
sollen künftig mehr Wahlfreiheit erhalten
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Ergebnisse in Prozent Stimmbeteiligung

Vaduz 57,5 Prozent

Balzers 65,4 Prozent

Planken 69,8 Prozent

Schaan 61,0 Prozent

Triesen 58,0 Prozent

Triesenberg 66,0 Prozent

Eschen 62.0 Prozent

Gamprin 63,8 Prozent

Mauren 58,5 Prozent

Ruggell 69,0 Prozent

Schellenberg 75,3 Prozent

Oberland 61,4 Prozent

Unterland 63,6 Prozent

Liechtenstein 62,2 Prozent
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«Ja» «Nein»

Kommentar
Weiter diskutieren!

Der Mist ist geführt, wie es 
im Volksmund so schön 
heisst. Die Wirtschaftskam-
mer konnte mit ihrem Vor-

schlag definitiv nicht punkten. Den-
noch darf das Thema «Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf» jetzt nicht ad 
acta gelegt werden. Das traditionelle 
Familienbild mit Mutter zu Hause 
und Vater als Ernährer entspricht be-
reits grösstenteils nicht mehr der Re-
alität. In rund zwei Dritteln der Paar-
haushalte mit Kindern sind beide El-
tern berufstätig, gut jedes 6. Kind 
wächst bei einem alleinerziehenden 
Elternteil auf. Realität hingegen ist, 
dass Kinder abends alleine zu Hause 
sind, weil Eltern auch spät noch ar-
beiten müssen, Realität ist, dass El-
tern kranke Babys in die Kita brin-
gen, weil sie um ihren Arbeitsplatz 
fürchten, Realität ist, dass gerade 
hochqualifizierte Frauen aus dem Be-
rufsleben ausscheiden oder massiv 
zurückstecken müssen, weil sie nicht 
bereit sind, neben den Kindern ein 
100-Prozent-Pensum zu bestreiten. 
Für solche Probleme gilt es Lösungen 
zu finden, aber die sind deutlich un-
bequemer, als einfach Geld für Kita-
Plätze zu verteilen. Vielleicht haben 
es sich Wirtschaft und Politik hier et-
was zu einfach gemacht? Jetzt muss 
ein Wurf gelingen, bei dem deutlich 
mehr Familien profitieren.  

dquaderer@volksblatt.li

DORIS QUADERER

Überraschung auch im Lager der Gegner: 
«Jetzt braucht es kreative Lösungen»
Bestätigung Auch beim 
Komitee gegen die Initiati-
ve «Familie und Beruf» war 
das Erstaunen gross, dass 
das Stimmvolk der Initiative 
eine derart deutliche Absage 
erteilte.

VON DORIS QUADERER

Relativ nüchtern haben die Mitglie-
der des Komitees gestern am frühen 
Nachmittag das Hereintröpfeln der 
Abstimmungsergebnisse mitverfolgt. 
Die Deutlichkeit des Ergebnisses 
sorgte jedoch durchaus für grosse 
Augen vor dem Computer. Schnell 
waren sich alle einig – das Taggeld 
war den Leuten zu technisch, der As-
pekt der Kita-Förderung habe die 
Leute hingegen emotional gepackt. 
«Es gibt viele Leute im Land, die das 
traditionelle Familienbild schützen 
wollen», meinte der DU-Politiker 
Herbert Elkuch nach der Abstim-
mung. Es werde als ungerecht emp-
funden, wenn Kita-Plätze gefördert 
würden und Frauen, welche sich sel-
ber um die Kinder kümmerten, 
nicht, so seine Einschätzung. Aber 
was wäre sein Gegenvorschlag? «Ich 
finde, man sollte alle Betreuungsins-
titutionen, welche vom Amt für Sozi-
ale Dienste eine Bewilligung haben, 
pro Betreuungseinheit gleichberech-
tigt fördern», so Elkuch, und dies mit 
Steuergeldern. Wobei der Topf der 
Steuergelder aus seiner Sicht  nicht 
vergrössert werden sollte. Wenn die 
ausserhäusliche Betreuung durch 

Steuergelder finanziert werde, dann 
habe dies den Vorteil, dass Grenz-
gänger von der Förderung ausge-
schlossen werden könnten. Bei den 
Geldern der FAK müssten laut EWR-
Regelungen Inländer und Grenzgän-
ger gleichbehandelt werden. Er 
schlägt daher vor, mit den FAK-Gel-
dern beispielsweise Busabos für Kin-
der zu finanzieren, da hätten die 
Kinder der Grenzgänger dann zwar 
auch ein Anrecht darauf, würden di-
es dann aber kaum beanspruchen. 
Auch DU-Politiker Erich Hasler fin-
det, dass der Steuertopf für Kita-För-
derung gross genug ist, die Gelder je-
doch fair auf alle Institutionen ver-
teilt werden sollten. Ausserdem ist 
auch er der Meinung, dass lediglich 
die Kita-Plätze gefördert werden soll-

ten, welche von Inländern besetzt 
sind. Wenn die gleiche Summe auf 
mehr Plätze verteilt wird, dann kön-
ne dies natürlich bedeuten, dass die 
Elternbeiträge steigen. Aber diesbe-
züglich gebe es sicher noch Luft nach 
oben. Im Vergleich zum benachbar-
ten Kanton St. Gallen seien die Kita-
Tarife in Liechtenstein relativ nied-
rig. 

Keine Giesskannenpolitik

Jetzt kollektiv mehr Kindergeld aus 
dem FAK-Topf zu bezahlen, wie es 
die FBP direkt nach der Abstimmung 
vorgeschlagen hat, lehnt Erich 
Halser ab. Das wäre wiederum ein 
Giesskannenprinzip, welches wieder 
den Grenzgängern zugutekomme. 
Hier brauche es kreative Lösungen, 

wie genau diese aussehen könnten, 
liess er jedoch offen. 

Taggeld innerhalb der Kassen lösen

Bezüglich Taggeldversicherung ist 
Erich Hasler überzeugt, dass man 
wegkommen müsse von den kleinen 
Kollektiven. Bei einem längeren 
Krankheitsfall oder auch bei Mutter-
schaft dürfe die Prämie für die ein-
zelnen Unternehmen nicht einfach 
so in die Höhe schiessen. Auch Her-
bert Elkuch ist überzeugt, dass sich 
die Taggeldproblematik innerhalb 
der Krankenkassen regeln lässt. In 
der Taggeldversicherung würden 
Frauen und Männer ungleich behan-
delt. Hier dürfe kein Unterschied ge-
macht werden, ob ein Unternehmen 
eine Frau oder einen Mann einstellt. 

Die Ungleich-
behandlungen 
bei der Kita-
Förderung 
habe den 
Ausschlag 
für das klare 
Nein gegeben, 
so der Tenor 
beim Gegen-
komitee. (Foto: 
dq)
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